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Da hat der Parteivorsitzende Beck die Gele-
genheit, sich mit einem populdren Dreisatz
,Koalitionsfreiheit — Gute Arbeit/ Mindestloh-
ne - Offentliche Giiter" ein passgenaues lin-
kes Profil zu geben und vertut die Chance. Die
Debatte um Koalitionsoptionen jenseits der
vermeintlich ,GroBen Koalition"™ konnte
schlechter nicht eingetitet werden und diirfte
zu unnoétigen und dauerhafte Kolateralscha-
den in der Mitglied- und Wahlerschaft fihren.
Die Debatte um Mindestiéhne verliert sich in
kleinteiligen Debatten um z.T. exotische
Branchen - in der Gesamtzahl ganze acht (!)
- mit ganzen 1,5 Mio. Beglinstigten (von ca.
40 Mio.) und die sind dann noch innerhalb der
Koalition umstritten, weil die Union die Allge-
meinverbindlichkeit in den groBten Branchen
(u.a. Zeitarbeit) nicht anerkennt. Mit Hinweis
auf konkurrierende Gewerkschaften jenseits
des DGBs, von denen man taglich mehr er-
fahrt (das Kapital kauft sich neuerdings keine
Gewerkschaften, es grindet sich schlicht
selbst). Spannende Zeiten fir die gesell-
schaftliche Linke, die sich in all diesen Fragen
auf der sicheren Seite der Bevdlkerungs-
mehrheit weiB. Leider tendiert die gefiihlte
Mehrheitsfahigkeit der Sozialdemokratie auf
Bundesebene zur Zeit trotz dieser Sachlage
gegen Null; das liegt nicht an der Starke der
Union sondern ganz eindeutig an dem Schis-
ma innerhalb der Parteifiihrung, die in ihrer
Mehrheit wohl lange nicht mehr so weit von
der Parteibasis entfernt gedacht und gehan-
delt hat. Beck und Nahles muss man zur Zeit
davon ausnehmen, sie stecken allerdings in
der Zange der Steinmeier und Steinbriicks,
die es insbesondere beim dritten groBen
Thema, dem der 6ffentlichen Giter und der
Frage nach Privatisierungsstrategien, zum
Schwur kommen lassen. Die Bahnprivatisie-
rung durfte Uber das kommende Wochenende
zum Kristallationspunkt der SPD 2008 und ih-
rer Ausgangschancen fir 2009 werden. Die
Position der Berliner Linken und der Berliner
SPD war auf dem Bundesparteitag klar, wo
wir den entscheidenden Antrag einbrachten
und durchsetzten. Die Argumente, die gegen
eine Bahnprivatisierung (insb. der Infrastruk-
tur und des Personennah- und fernverkehrs
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sprechen) sind weiterhin gultig und haben
sich durch eine Vielzahl neuer Anhdrungen
und Gutachten eher bestatigt. Man kann die
Parteifihrung (das gilt auch fir die linken
Mitglieder) nur davor warnen, mit dem Kopf
durch die Wand zu gehen und mit Geschlos-
senheitsrethorik eine zentrale und nachhaltig
wirksame Sachentscheidung gegen den er-
klarten Willen der Partei (und Bevdlkerung)
durchzustimmen. Wir werden zur Bahnent-
scheidung des Parteivorstands voraussichtlich
eine Sondernummer des Newsletters heraus-
bringen. Alles weitere dort. ® Mark Rackles

Lilo Strachmann ist tot.

Wir trauern um eine streitbare Frau

Plétzlich und unerwartet verstarb Lilo Strach-
mann, die Landesvorsitzende unserer Berliner
AG 60 plus. Lilo wurde 74 Jahre alt.

Lilo ist uns als kampferische Frau bekannt, die
sich flir die Rechte von Seniorinnen und Senio-
ren stritt. Wehe ein Antrag des SPD-
Landesvorstandes nahm nicht auf die Lebenssi-
tuation von Alteren Bezug. Sie war diejenige,
die vielen den Begriff und die umfassende
Bedeutung der Seniorenwirtschaft politisch
nahe brachte. Nicht erst als Landesvorsitzende
hat sie resolut gegen Stereotypen angekampft.
Sie wollte, dass die Menschen endlich begreifen,
dass sie mit 60 Jahren sehr viel mehr kénnen,
als sich in den Sessel zu setzen und auf Besuch
zu warten.

Und Lilo hat sich im Namen der AG 60 plus zu
fast allem geauBert: Zur Gesundheits- und
Rentenpolitik, zur Bildungs-, Verkehrs- und
VerbraucherInnenpolitik ... . Sie war streitbar
und trat mit Vehemenz fiir ihre Uberzeugungen
ein, sie war flr viele unbequem. Zu Recht hat
sie unablasslich darauf bestanden, dass Senio-
rInnenpolitik grundsatzlich alles umfasst, wofr
mensch im fortgeschritteneren Alter sich inte-
ressiert. Alles ist politisch.

Am 16. Marz 2006 wurde Lilo zur Landesvorsit-
zenden der Berliner AG 60 plus gewahlt. Die AG
60 plus, aber auch wir im Kreis Tempelhof-
Schoéneberg, kannten Lilo als willensstarke und
engagierte Kdmpferin fir die Themen, die ihr
besonders am Herzen lagen - und das waren
viele. Mit ihr verliert die Berliner Sozialdemo-

kratie eine Genossin, die sich nicht nur fir die
Belange der Alteren, sondern auch aktiv fiir
einen Generationenaustausch, fir eine solidari-
sche und faire Zusammenarbeit zwischen Alt
und Jung eingesetzt hat. Sie wollte erneut
kandidieren, nun wird die seniorenpolitische
Fackel von anderen weitergetragen werden.
»Ich kann mir keinen besseren Briickenschlag
vorstellen, als den Wert der Solidaritat und das
Verstandnis der Generationen untereinander™ -
war eine ihrer Maximen im Kreis Tempelhof-
Schéneberg und auch in der Zusammenarbeit
mit anderen Arbeitsgemeinschaften der Berliner
SPD. Sie hat sich sehr fur in der Satzung ver-
briefte Rechte der Berliner Arbeitsgemeinschaf-
ten eingesetzt und an vielen Stellen mit den
beiden anderen groBen Arbeitsgemeinschaften
ASF und Jusos erfolgreich kooperiert.

Ein besonderes Anliegen war ihr der Kampf
gegen den Rechtsextremismus, Antisemitismus
und Rassismus. Eine der letzten von ihr noch
geplanten Aktionen war der Infostand zum
Thema Rechtsextremismus vor der Gedenkstat-
te ,Topografie des Terrors" anlasslich des
bundesweiten Aktionstag der AG 60 plus unter
dem Motto ,Demokratie und Toleranz - Jung
und Alt gemeinsam gegen rechts" am 02. April.
Sie selber konnte nicht mehr teilnehmen.
Neben zutiefst demokratischen Uberzeugungen
war hierflr sicherlich auch ihre eigene Lebens-
geschichte pragend: Liselotte wurde am 8.
Oktober 1933 geboren. Ihren jldischen Vater
lernte sie kaum kennen - er wurde von den
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Nazis ins KZ Sachsenhausen verschleppt, wo er
starb. Von dieser Erfahrung und der Verfolgung,
die sie als ,Mischling ersten Grades" erlitt, war
Lilos Leben und ihr politisches Handeln in der
SPD, in der Gewerkschaft stark gepragt. Nach
dem Krieg holte sie das Abitur nach, arbeitete
bei der Gewerkschaft OTV und bei der AOK, bis
sie 1995 in den Ruhestand ging - der im besten
Sinne zum aktiven Unruhestand wurde. Sie war
54 Jahre Mitglied der SPD und hatte in Tempel-
hof vielfaltige Parteifunktionen auf Kreis- und
Landesebene, engagierte sich als Mitglied der
SPD-Betriebsgruppe in der AOK. Jahrelang war
sie in der Gewerkschaft ver.di im Ausschuss flr
Gesundheit und Pflege verantwortlich tatig. Als

linke Sozialdemokratin hat sie sich vor allem fur
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die solidarische BiurgerInnenversicherung in der
Kranken- und Pflegeversicherung stark gemacht
-im Februar noch auf einer Fraktion vor Ort-
Veranstaltung mit Ulla Schmidt.

Lilo war ein geselliger Mensch. Dieses kénnen
insbesondere die vielen Teilnehmerlnnen der
Dampferfahrten und vor allem wohl auch die
vielen Aktiven in der AG 60 plus auf Landes-
und Kreisebene bestatigen. Sie war menschlich,
sie lebte eine faire Zusammenarbeit. Lilo, du
bist zu friih von uns gegangen. Wir danken dir
fur deine Solidaritat und dein Engagement. Wir
vermissen dich. m Dilek Kolat und Mechthild
Rawert

Olympische Spiele in Peking:

SWEN SCHULZ

Flagge zeigen!

Die Situation in Tibet und die Frage der Menschenrechte in China

steht dieser Tage aus einem entscheidenden Grund im Fokus der
Weltéffentlichkeit: weil die Olympischen Spiele 2008 in Peking

MDB
Landesgruppensprecher
MITGLIED BL

ausgetragen werden. Das zeigt, welche Kraft die Olympische Idee
hat, es zeigt wie symbolmachtig (und kompatibel mit den Mas-
senmedien) das Olympische Feuer ist. Und das zeigt auch, dass

die Vergabe der Olympischen Spiele 2008 durch das IOC durch-
aus Chancen eréffnete.

Man sollte nicht naiv sein: das IOC hat seine Entscheidung zu-
gunsten Pekings unter starkem Einfluss wirtschaftlicher Interes-
sen geféllt. Aber auch unter dem Aspekt der Offnung und Ent-
wicklung Chinas ist eine solche Entscheidung im Grundsatz
vertretbar. In diesem Sinne haben auch die groBen Menschen-
rechtsorganisationen die positiven Aspekte der Olympischen Spie-
le in Peking betont. Der Dalai Lama auBert sich bis heute ent-
sprechend. Aber: man muss das dann auch richtig machen. Man
muss die Chancen zu nutzen wissen. Das IOC hatte sich Garan-
tien geben, sich Sanktionsmdglichkeiten bei deren Verletzung
vorbehalten, vor allem sehr frith und sehr deutlich den Mund
aufmachen mussen!

Stattdessen wird vom IOC immer argumentiert, dass die Olympi-
schen Spiele und Politik fein sauberlich zu trennen sind. Darum
mische sich das IOC nicht ein. Was flr ein ausgemachter Unsinn!
Ein Blick auf die Olympische Charta und auf den IOC-Code of E-
thics macht deutlich, dass die Grundwerte der Olympischen Idee
fundamental gesellschaftspolitisch sind! Man kann nicht von Frie-
den, Menschenwirde und Ablehnung von Diskriminierung spre-
chen und dann massive Verletzungen dieser Grundprinzipien als
politisches Tagesgeschaft abtun mit dem man sich ebenso wenig
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zu befassen hat wie mit der Frage ob der Linksverkehr eingefiihrt
wird!

Es gibt Berichte, wonach die Menschenrechtssituation in China in
einigen Bereichen verbessert wurde, aber gerade mit den néher
riickenden Olympischen Spielen umso harter gegen Kritiker, Bett-
ler und andere Stérenfriede vorgegangen wird. Nichts soll den
Schein der ,harmonischen Gesellschaft" triiben. Das erinnert an
die MaBnahmen der Offiziellen in Peking vor einem Besuch einer
IOC-Delegation wahrend des Bewerbungsprozesses: da wurden
vertrocknete Rasenflachen mit griiner Farbe bespriiht und kahlen
Baumen Kunststoff-Laub angeklebt.

Doch wie reagieren die Sportgewaltigen: sie wollen sich den
Schein einer friedlichen Olympia-Party nicht durch eine Diskussi-
on Uber Menschenrechtsverletzungen kaputt reden lassen. Aber
was sind das flr Leute, die mehr Probleme mit Athletinnen und
Athleten, die sich fir Menschenrechte einsetzen, haben, als mit
den Menschenrechtsverletzungen selbst? Was ist das IOC fir ein
Verein, der sich mehr um den reibungslosen Ablauf des Fackel-
laufs und das Gelingen der Geschafte zu sorgen scheint als dar-
um, dass die Olympische Idee droht in Trimmer gelegt wird?

Ich sage noch mal: Man kann die Olympischen Spiele mit guten
Griinden nach Peking vergeben. Doch dann muss man den Mund
aufmachen und darf sich nicht so schabig verhalten und auch
noch Sportlern, die sich flir Menschenrechte einsetzen, zu drohen.
Nicht die mindigen Athletinnen und Athleten, sondern einige
Sport-Bonzen gehéren aus der Olympischen Familie ausgeschlos-
sen!!!

Der Deutsche Olympische SportBund mit IOC-Vizeprasident Dr.
Thomas Bach an der Spitze spielt in dem Ganzen keine rihmliche
Rolle — um es vorsichtig zu sagen. Mit dem voreiligen Ausschluss
eines Boykotts wurde den Machthabern in Peking eine Art Blanko-
Scheck ausgestellt. Der Boykott ist die letzte Mdglichkeit der
Sportpolitik — aber er muss méglich bleiben. Oder will Herr Dr.
Bach noch strahlend Goldmedaillen vergeben, wenn nebenan auf
dem Platz des Himmlischen Friedens Demonstranten getétet wer-
den? Dann allerdings dirfte der Protest nicht beim Sport bleiben,
nur auf seinem Ricken ausgetragen werden, sondern dann ware
auch etwa die Wirtschaftspolitik gefragt (bei der Gelegenheit: wie
verhalten sich eigentlich adidas, Volkswagen und andere? Das
ware auch mal eine nahere Erlduterung Wert, fir die ich hier lei-
der keinen Platz habe).

Nach derzeitigem Stand der Dinge sollten alle — auch méglichst
viele Politikerinnen und Politiker - die Spiele besuchen und dort
gemeinsam mit den Sportlern, die es mdchten, Flagge zeigen.
Und nach den Spielen missen wir von politischer Seite her pri-
fen, ob das Verhalten des DOSB auch Konsequenzen fir die For-
derung des Spitzensportes durch den Bund haben kann. Ich will
keinen Athleten und keine Athletin treffen, die nichts dafir kén-
nen was die Sportfunktiondre machen. Aber gleichzeitig sind
Bundestag und Bundesregierung in der Verantwortung Steuermit-
tel nur dorthin zu geben, wo sie im &6ffentlichen Interesse ausge-
geben werden. Die PR-Show eines menschenverachtenden Staa-
tes, bei der der Sport sich nicht fir die Menschen einsetzt, darf
nicht finanziert werden. Die Entscheidungen fir Peking sind lange
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gefallen. Aber fiir die Zukunft missen da wohl Kriterien entwi-
ckelt werden. m

PETRA MERKEL

MbpB
MITGLIED PL-VORSTAND
BL-MITGLIED

Stand der Foderalismus-
kommission 11

Die Foderalismuskommission II wurde im Frihjahr 2007 einberu-
fen, um die Bund Lander Finanz- und Verwaltungsbeziehungen
neu zu ordnen. Nun, ein Jahr spater, treffen wir entscheidende
Weichenstellungen. Es liegt eine Diskussionsgrundlage des Bun-
desfinanzministeriums zur Neuregelung der Verschuldungsbe-
grenzung vor. Die Verwaltungsthemen wurden in drei Fachdiskur-
sen gesammelt, und nun wird ausgewahlt, welche
mehrheitsfahigen Themen weiter verfolgt werden kénnen. Zu den
Verwaltungsthemen zahlen: Benchmarking, IT, vertikale und ho-
rizontale Zusammenarbeit der Verwaltung / Verwaltungskoopera-
tionen sowie Bundessteuerverwaltung. Unser Zeitplan sieht vor,
dass die Kommissionsvorsitzenden Dr. Peter Struck und Ginther
Oettinger im Mai Eckpunkte vorlegen. Im Herbst wird dann die
Kommission in ihren letzten Sitzungen Entscheidungen treffen.
AnschlieBend erfolgt der Gesetzgebungsprozess in Bundestag und
Bundesrat. Vorgesehen ist, spatestens im Frihjahr 2009 fertig zu
sein.

Flr mich stehen einige Grundsatze und einige inhaltliche Positio-
nen dabei im Vordergrund: Wichtig ist mir, dass das Prinzip des
solidarischen Foderalismus in unserer Verfassung mit der Gleich-
wertigkeit der Lebensverhaltnisse nicht in Frage gestellt wird. Das
beinhaltet auch, dass der Solidarpakt und der Landerfinanzaus-
gleich (festgelegt bis 2019) nicht beriihrt werden dirfen. Ich bin
auch der Meinung, dass die derzeitigen Regelungen des Grundge-
setzes modifiziert werden missen, um die Kreditaufnahme und
das ,Regieren auf Pump" auf Kosten der kommenden Generatio-
nen einzuschranken. Es ist einfach nicht akzeptabel, dass wir Jahr
fUr Jahr tGber 40 Mrd. Euro Zinsen zahlen. (Dies entspricht in etwa
den jahrlichen Etats des Verkehrs-, Bildungs- und Familienminis-
teriums zusammengenommen!!!)

Wir sind laut Grundgesetz europaischen Vereinbarungen ver-
pflichtet, so gilt der Stabilitats- und Wachstumspakt mit seinen
Defizitkriterien. Eine neue Schuldenregel darf jedoch keine ver-
scharfte Ubernahme der EU-Defizitregel von Maastricht sein, son-
dern sollte diese verninftig ergdnzen. Den zurzeit im BMF-
Vorschlag vorgesehen Verschuldungsspielraum von 0,5 % des BIP
halte ich fir nicht realitatstauglich. Er halt auch den Erfahrungen
in den zurlckliegenden Krisenjahren nicht stand. Eine neue Regel
muss sich aber an diesen Erfahrungen der vergangen Jahre mes-
sen lassen.

Ein absolutes Schuldenverbot halte ich fir inakzeptabel. In Notla-
gen miussen Schulden weiterhin méglich sein. Wie auch immer
ein ,Ausnahmeregelung" gestaltet wird, es muss sichergestellt
werden, dass eine Mehrheit des Parlaments, die sogenannte
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Seite 5/13




. bl - newsletter april’ 08

http:/lwww.SPD-Linke.de Newsletter der Berliner SPD-Linken kontakt@spd-linke.de

,Kanzlermehrheit" und nicht eine Zweidrittel Mehrheit tUber die
Schuldenaufnahme entscheiden kann. So bleibt die Handlungsfa-
higkeit des Parlaments erhalten. Wenn wir eine neue Schulden-
regel einsetzen, dann missen wir gleichzeitig fur Disziplin auf der
Einnahmeseite sorgen und nicht - als Wahlversprechen oder
Wahlgeschenke - Steuersenkungen machen, die wir nicht gegen
finanzieren kénnen. Schuldenabbau muss die Prioritdt vor Steuer-
senkungen haben. ,Keine Steuersenkungen vor Schuldenabbau®
muss also fester Bestandteil dieser Schuldenregel sein.

Wir missen eine sinnvolle Regelung finden, wie wir mit Investiti-
onen und ihrer Finanzierung in Zukunft umgehen. Ich halte es
dabei nach wie vor flur wirtschaftlich sinnvoll, Investitionen lGber
Kredite zu finanzieren, allerdings dann auch mit Abschreibungen
und festgelegter Schuldentilgung.

Die Grundvoraussetzung fir die Einfihrung einer neuen Schul-
denregel ist allerdings ein ausgeglichener Haushalt.

Bei den Verwaltungsthemen steht die Effizienzsteigerung im Vor-
dergrund. An erste Stelle steht fir mich die Schaffung einer Bun-
dessteuerverwaltung. Dies ist flir eine vollstandige, in allen Lan-
dern einheitliche und gerechte Steuererhebung dringend
notwendig. ®

Weitere Informationen» Fdderalismuskommission

landesvorstand
Zukunft des Verhaltnisses
zwischen Land und Bezirken
MARC SCHULTE Die Bezirke schimpfen auf den Senat, der keine finanziellen Mittel

und kein Personal zur Verfligung stellt. Die Senatsebene stéhnt

Uber die Unvernunft und die Unfahigkeit der Bezirke.

Dieses Ritual zu durchbrechen, ist Ziel des jetzt vorliegenden An-

trages, der von Landes- und Bezirkspolitikern erarbeitet wurde.

Anlass zur Erstellung war das Auslaufen der Ubergangsregelung

bei der Wahl der Bezirksamter zum Ende der Legislaturperiode,

doch es wurde schnell klar, dass auch andere grundlegende Fra-
gen im Verhaltnis Bezirke - Land geklart werden mussen, vor al-
lem im Bereich der Finanzen.

Das Thema Bezirke - Land eignet sich aber nicht zu einer Links-

Rechts-Auseinandersetzung, es ist in der AuBenwahrnehmung

auch eher ein Feinschmeckerthema. Oder wer kann mal so eben

erklaren, warum budgetunwirksame Kosten im Immobilienbereich
jetzt anders behandelt werden sollen?

Und dennoch ist das Papier ein wichtiger Schritt zur Neuordnung

des Verhaltnisses zwischen Land und Bezirken, gerade im Bereich

der Finanzen:

1. Die Verantwortung uber die Hohe der Bezirksfinanzen und de-
ren Veranderungen liegt nicht mehr alleine in der Hand der
Senatsverwaltung fir Finanzen, sondern soll starker vom Ab-
geordnetenhaus mitbestimmt werden. Bisher wurden die
Haushalte der Bezirke wahrend der Haushaltsberatungen nur
kursorisch betrachtet, und hier und da flickschusterhaft Feu-

STELLV. LANDESVORSITZENDER;
STADTRAT
MITGLIED BL-SPRECHERINNENRAT
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erwehr gespielt. Hier soll sich das Verfahren grundlegend ver-
andern.

2. Das Konnexitatsprinzip muss umgesetzt werden. Werden
mehr Aufgaben an die Bezirke gegeben, so missen auch die
Mittel fir den Mehraufwand zur Verfligung gestellt werden.

3. Der Wertausgleich wird transparenter gestaltet und kann aus-
geweitet werden, was dann zwangslaufig zu einer Plafond-
serhéhung flr die betroffenen Bezirke fihrt.

4. Sonderprogramme werden in den Bezirkshaushalt Gberfthrt.

Die Uberpriifung der Aufsichtsbeziehungen und der Aufgaben-
Uberprifung im zweistufigen Verwaltungssystem von Berlin ist als
klarer Handlungsauftrag formuliert. Hier gilt es die Umsetzung
des vorgeschlagenen Zeitplans sicherzustellen und einzufordern.
Innerparteilich den gréoBten Diskussionsbedarf wird aber die Frage
des Bezirksamtes ausldsen: Vorgeschlagen wird ein politisches
Bezirksamt mit Minderheitenbeteiligung. Die Mehrheit in der BVV,
also mindestens 28 Stimmen, legt die Zusammensetzung der
Mehrheit im Bezirksamt fest. 3 oder 4 der Platze im Bezirksamt
werden von der BVV-Mehrheit festgelegt. Eine rot-grine Mehr-
heit kann sich zum Beispiel darauf verstandigen, dass von den
vier zustehenden Platzen im Bezirksamt 2 inklusive des Bezirks-
blrgermeisters von der SPD und 2 von den Grinen besetzt wer-
den. Je nach GréBe der Mehrheit bleiben ein oder zwei Platze fir
die Opposition frei. Mit diesem Modell wird sichergestellt, dass
sich die in der BVV gebildete politische Koalition auf jeden Fall im
Bezirksamt wieder findet. Durch die Starkung des Bezirksblirger-
meisters und der BVV wird der Meinungsprozess in den Bezirken
politisiert.

Die Vertretung der Opposition im Bezirksamt sichert Minderhei-
tenrechte ab. Kommunalpolitik ist in vielen Bereichen eine Ver-
waltungsaufgabe, die in erster Linie nicht der politischen Ent-
scheidung, sondern der politischen Kontrolle und der
Sicherstellung von Transparenz bedarf. Hier gro3e Parteien in ei-
nigen Bezirken flr einen langeren Zeitraum von jeglicher Verwal-
tungsbeteiligung auszuschlieBen, fihrt zu unnétigen unpolitischen
Konflikten. Deswegen ist es auch richtig, eine einheitliche Abtei-
lungsstruktur anzustreben, damit es keine Reste-Ressorts geben
kann.

Wer dieses Modell ablehnt, soll aber klar sagen, wie er die Rechte
einer Opposition sicherstellen will. Es ist namlich eine Utopie zu
glauben, dass ein oder zwei ehrenamtlich tatige Fraktionsvorsit-
zende eine Oppositionsrolle gegenlber flinf hauptamtlich tatigen
Bezirksamtsmitgliedern darstellen kénnen.

Die Arbeitsgruppe hat innerhalb weniger Monate einen Konsens
hergestellt, der zu Anfang der Arbeit unerreichbar erschien. Dass
etliche Punkte aus rein bezirklicher oder reiner Landessicht unbe-
friedigend ausgefallen sind, liegt in dem Wesen eines Kompromis-
ses. Und dennoch hat der Antrag viele neue Diskussionen ange-
stoBen und schon erste Ergebnisse gezeigt. Und das ist meiner
Ansicht nach ein gutes Zeichen fiur einen Leitantrag. ®
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Ergebnisse der Parteiwahlen
2008/2010

Raed Saleh ist neuer Spandauer Kreisvorsitzender. Er tritt damit
die Nachfolge des langjarigen Kreisvorsitzenden Swen Schulz an,
der sich ganz auf die Arbeit als MdB und Landesgruppensprecher
konzentrieren wird. Als Stellvertreter wurden gewahlt: Daniel
Buchholz, Ulrike Sommer und Susanne Pape. Der neue Kas-
sierer ist Michael Stobbe. Schriftflihrerin ist wie bisher Annika
Lange geblieben. Raed ist Wahlkreisabgeordneter aus Spandau
und Mitglied der Parlamentarischen Linken und der BL. Herzlichen
Glickwunsch allen Gewahlten! m

Weitere Informationen» Website von Raed Saleh

Die SPD-LINKE IM
ABGEORDNETENHAUS HAT SICH
IN DER PL ORGANISIERT

DER PL GEHORTEN 27 VON 53
ABGEORDNETE AN,

SPRECHERIN IST MDA DILEK
KOLAT. SIE IST ZUGLEICH IM
SPRECHERINNENRAT DER
PARTEILINKEN - BL)

KONTAKT:
PL@SPD-LINKE.DE

Redaktionsschluss: 10.04.2008

Aus der Arbeit der PL

Die PL hat sich inhaltliche Schwerpunkte gesetzt und bereits in
der Fraktion erste Erfolge erzielt. Hier ein kurzer Bericht lber ei-
nige Themen und die Erfolge:

PPP qualifiziert abgelehnt

Einer der ersten Schwerpunkte fiir die PL in dieser Legislaturperi-
ode war Klarheit im Umgang mit PPP zu schaffen. Konkret stan-
den Entscheidungen an, ob Uber eine PPP die Sanierung von
Schulen in den Bezirken Reinickendorf, Treptow-Képenick und
Spandau durchgefiihrt werden darf. Die Fraktion hat die Finanzie-
rung und Realisierung von Schulsanierungen liber PPP einstimmig
abgelehnt. Eines der wichtigsten Griinde fir die Ablehnung war
die Feststellung, dass aus den zugrunde liegenden Gutachten kei-
ne ausreichenden Vorteile flir das Land Berlin abzuleiten waren.
Die vorausgesagten Effizienzvorteile waren zu knapp, so dass bei
geringfigiger Anderung der Annahmen sie noch unbedeutender
wurden. Zur Entscheidungsfindung hat die Fraktion eine Arbeits-
gruppe PPP unter Leitung von Holger Tharichen eingesetzt, die
Grundsatze und Kriterien zum Umgang mit PPP entwickelt hat.
Wie auch in der Koalitionsvereinbarung festgehalten, darf PPP
nicht flachendeckend zur Beseitigung von Investitionsbedarf ein-
gesetzt werden und nur in Einzelféllen in Betracht kommen. Fir
diese Einzelfalle haben wir allerdings umfangreiche Bewertungs-
kriterien formuliert, die erst einmal erfillt sein missen. Hierzu
gehoren die Anforderungen wie die Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung, Langfristigkeit der fachlichen Nutzung, Transparenz im
Haushalt, friihzeitige Beteiligung des Rechnungshofes und erfor-
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derliches Know-how im Hinblick auf die vertragliche Begleitung in
der entsprechenden Verwaltung. Die Vorbereitungen flr die Fi-
nanzierung von Schulprojekten haben diesen Anforderungen nicht
standgehalten und wurden daher abgelehnt.

Die Gemeinschaftsschule Der LPT hat sich nach langen bildungspolitischen De-
auf den Weg gebracht batten dafiir ausgesprochen, in Berlin das dreigliedrige
Schulsystem zu Gberwinden. Es muss Ziel sozial-

demokratischer Bildungspolitik sein, soziale Selektion im Bil-
dungssystem zu verhindern und individuelle Forderung zu verbes-
sern. Auch in unserem neuen Hamburger Grundsatzprogramm ist
die Gemeinschaftsschule als Ziel verankert. Dort heiBt es ,Uber
Bildungswege und -chancen wird in unserem Bildungssystem zu
frih entschieden. Wir werben daher flir ein System, in dem Kin-
der so lange wie mdéglich zusammen und voneinander lernen.
Dies ist am besten zu erreichen in einer gemeinsamen Schule bis
zur zehnten Klasse. Wir wollen langeres gemeinsames Lernen
verbinden mit individueller Férderung. Erfahrungen aus anderen
Landern zeigen, dass dies nicht nur den Lernschwachen, sondern
auch den Lernstarken zugute kommt. Nur so lasst sich die Ab-
hdngigkeit der Bildungschancen von der sozialen Herkunft aufbre-
chen.™ Da es sich um ein sehr grundlegendes Reformvorhaben
handelt, hat sich die Koalition im Abgeordnetenhaus darauf ver-
standigt die Gemeinschaftsschule in Berlin schrittweise einzufih-
ren. Nach einer erfolgreichen Pilotphase, fir die im Haushalt 22
Mio. Euro zur Verfigung gestellt geworden ist, soll im zweiten
Schritt die Erweiterung kommen. Es nhehmen an der Pilotphase
zurzeit 11 Schulverbiinde teil. Die PL unterstitzt alle am Schulle-
ben Beteiligten in ihren Engagement fur den Erfolg der Pilotpha-
se. AuBerdem wird die Pilotphase wissenschaftlich begleitet und
ausgewertet.

In unseren Schulen ist der Zusammenhang zwischen
der sozialen Herkunft und dem Bildungserfolg nach wie
vor erschreckend hoch. Besonders auffallig ist dieser
Zusammenhang bei Migrantenkindern. Dies liegt auch an den
schlechten Sprachkenntnissen dieser Kinder, aber nicht nur. Ih-
nen eine Chance auf Bildung zu geben ist eine bildungspolitische
und eine gesellschaftliche Aufgabe. Gerade in der Kindheit wer-
den die Grundlagen fir eine erfolgreiche Bildungskarriere gelegt.
Was hier verpasst wurde, lasst sich spater nur schwer ausglei-
chen. Aus diesem Grund entwickeln wir die Kindertageseinrich-
tungen (Kitas) konsequent zu Bildungseinrichtungen weiter und
bieten den Erziehern und Erzieherinnen Qualifizierungsangebote
an.

Vorschulische Sprachfor-
derung erweitert

Berlin hat eine Voreiterposition bundesweit bei der vorschulischen
Sprachférderung. Wir haben das Sprachlerntagebuch vor einem
Jahr in den Kindertageseinrichtungen eingeftihrt. Die vorschuli-
sche Sprachférderung haben wir jetzt durch eine Anderung im
Schul- und Kitaférdergesetz noch weiter ausgebaut. Damit die
Kinder vor dem Schulbeginn die Deutsche Sprache besser beherr-
schen, haben wir Sprachstandstests fir alle Berliner Kinder einge-
fihrt und die Sprachférderung vor Beginn der Schule ausgewei-
tet. Mit der Gesetzesnovellierung, haben wir den Beginn der
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Sprachférderung fir die Kinder, die nicht in die Kita gehen und
einen Sprachfdorderbedarf haben von einem halben Jahr, auf ein
Jahr vor Schulbeginn vorverlegt. Der Férderumfang wurde ebenso
erweitert. Die Kinder die nicht in die Kita gehen und bei denen ein
Sprachforderbedarf festgestellt wird, werden verpflichtet, an einer
Sprachférderung in der Kita teilzunehmen. Friher hat dies am Ort
Schule stattgefunden. Zukiinftig werden sie einen Kitagutschein
flr einen Halbtagsplatz erhalten.

Insgesamt ist es uns wichtig, dass mdglichst viele Kinder unsere
friihkindlichen Bildungseinrichtungen, wie die Kita oder eine Kin-
dertagespflegeeinrichtung besuchen. Deshalb ist der Besuch der
Kita im letzten Jahr vor der Einschulung kostenlos und deshalb
werden 2010/20011 auch die letzten beiden Kita-Jahre Beitrags-
frei stellen. Wir wollen Hirden abbauen, die Eltern davon abhal-
ten, ihren Kindern eine frihe Férderung zu ermdglichen. Eltern
sollen kinftig vor dem dritten Lebensjahr ihres Kindes alle not-
wendigen Informationen liber Betreuungs- und Bildungsmaéglich-
keiten erhalten. Gleichzeitig bekommen sie einen Antrag auf ei-
nen Kita-Gutschein zugesandt. 2009 werden wir den
Rechtsanspruch auf einen Teilzeitplatz (7 Stunden pro Tag) ein-
fihren. Dieses Gesamtpaket ist ein wichtiger und groBer Schritt
in Richtung mehr Chancengleichheit in der Bildung.m MdA Dilek

Kolat

bundeslinke - pl
Parlamentarische Linke

DIE SPD-LINKE IM BUNDESTAG Neuwahl des PL-Vorstands
HAT SICH IN DER PL
ORGANISIERT Auf ihrer Mitgliederversammlung Mitte Marz haben die Mitglieder

der Parlamentarischen Linken in der SPD-Bundestagsfraktion tur-
DER PL GEHORTEN 4 BERLINER nusgemaB ihren Vorstand neu gewahlt. Dabei wurde Dr. Ernst
MDBS AN (BENNETER, MERKEL, Dieter Rossmann in seiner Funktion als PL-Sprecher einstimmig
RAWERT, SCHULZ). bestatigt. Als weitere Vorstandsmitglieder wurden gewahlt: Stell-

vertretende Vorsitzende: Niels Annen, Christine Lambrecht,
SPRECHER IST MDB ERNST Andreas Steppuhn. Schatzmeisterin: Petra Merkel. Mitglieder
DIETER ROSSMANN. PETRA des erweiterten Vorstands: Elke Ferner, Gabriele Hiller-Ohm,
MERKEL (BERLIN) IST Michael Miiller, René Rospel, Ortwin Runde, Dr. Marlies
VORSTANDSMITGLIED Volkmer.
HOMEPAGE

PL-Positionspapier zur Féderalismusreform II und
KONTAKT: Reader zu Perspektiven einer sozialen Umweltpolitik
PARLAMENTARISCHE.LINKE@BUN
DESTAG.DE

Auf der Website der PL findet sich aktuell eine neue Publikation
zur Umweltpolitik von Kai Niebert und ein Positionspapier zur F6-
deralismusdebatte.

Papier und PL-Reader» PL-Homepage

termine & material
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14. ApPrRIL 2008
RATHAUS KREUZBERG,
YORCKSTR. 4 — 11
20:00 UHR

16. APRIL 2008
18:30 - 20:30 UHR

ANMELDUNG ERBETEN!

1. - 4. MAI 2008
GESCHWISTER-SCHOLL-SCHULE
LEIPZIG- Liebertwolkwitz

Redaktionsschluss: 10.04.2008

SPD Friedrichshain-Kreuzberg: Durchbruch zu einer Demokra-
tisierung der Europdischen Union oder Bedrohung flr Arbeitneh-
merrechte und 6ffentliche Daseinsvorsorge? Die stellv. Fraktions-
vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion und Europaexpertin der
Fraktion, Dr. Angelica Schwall-Diiren erldutert die neuen Be-
stimmungen des Reformvertrags und stellt sich der kritischen
Diskussion von links, warum der Vertrag einen Mehrwert dar-
stellt. ®

Perspektiven einer modernen Verbrau-
cherpolitik

August-Bebel-Institut: Macht und Schutz der Verbrau-
cher/innen - Perspektiven einer modernen Verbraucherpolitik.
Moderation: Pamela Dorsch. Mit Mechthild Rawert, MdB, Aus-
schuss flr Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und
Gabriele Francke, Geschéaftsflihrerin der Verbraucherzentrale
Berlin ®

Anmeldung erbeten)» thanner@august-bebel-institut.de

attac:
Maitage in Leipzig

attac: Die Maitage in Leipzig widmen sich den Themen ,,Krise und
Akteure der Finanzmarkte*, ,Demokratie und Eigentum* und , Ar-
beit und soziale Rechte“. Uber 50 Seminare, Vortrdge, Debatten
und eben so viele ReferentInnen aus der kritischen Wissenschaft,
aus der Attac-Praxis, Expertinnen und Journalisten, Moderatorin-
nen und Gesprachspartner sind im Angebot. U.a. auch Theater:
,Das Blaue Wunder« - ein Stick Gber die aufhaltsame Privatisie-
rung des Wassers - mit der Berliner Compagnie. Flr 65 Euro vol-
les Programm vom 30.4./1.5. bis 4.5. mit Vollverpflegung aus
Bioanbau und Schlafplatz inclusive -

allerdings nur nach Anmeldung (bis 18. April). &

Anmeldung erbeten) Tel. 069.900 281 - 0
Weitere Infos » Attac
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Gedichte und Lieder aus dem Spanischen
Bilirgerkrieg

7. MAI 2008 SPD Dahlem: ,Es hat die Besten der Welt bewegt ..." - Gedichte

HERRENHAUS DOMANE DAHLEM und Liede"r aus dem Spanischen BUrgerkrie_g (1_936—1939). Frau-

KONIGIN-LUISE-STR. 49 en un_d Manner aus aIIer_W_eIt kamen vor siebzig Jahrgn nach

20:00 UHR Spanien, um der Republik im Kampf gegen den Faschismus zu
Hilfe zu eilen. Mit Flamencogitarre, Gesang und Hoérinstallation
zelebrieren wir eine Klangcollage, die an ihre beispiellose Zivil-
courage und internationale Solidaritat, an ihre Schicksale, ihre
Texte und Lieder erinnert. Es verspricht ein Abend voller Intensi-
tét und einiger Uberraschungen zu werden! =

Zukunft des Jobcenters in Berlin

9. MAI 2008 Berliner SPD-Linke: Die BL fihrt am 9. Mai 2008 ein

ORT BITTE BEI ANMELDUNG Fachgesprach/ Hintergrundgesprach im kleinen Kreis durch, das

ERFRAGEN der Zusammenflhrung verschiedener Debattenzusammenhange

19:00 UHR innerhalb der SPD dienen soll. Angeregt und moderiert von
Barbara Loth (StR; BL-Sprecherin) werden u.a. StR Martin
Matz, der Pankower Kreisvorsitzende Alexander Goetz und die
arbeitsmarktpolitische Sprecherin MdA Burgunde Grosse
Impulse/ Positionen einspeisen. Hierzu kénnen neben den
Funktions- und MandatstragerInnen auf Landes- und
Bundesebene auch (fach-) interessierte Mitglieder der BL
eingeladen werden. Bitte meldet Euch per eMail an. &

Anmeldung erbeten»info@spd-linke.de

Europa und Tarifrecht/ Mindestiohn
zum sog. Riiffert-Urteil des EuGH

MATERIALHINWEIS! Berliner SPD-Linke: Der Genosse Sebastian Klahn hat eine
sehr gute Kurzzusammenfassung des problematischen EuGH-
Urteils zum niedersachsischen Vergabegesetz vom 4. April er-
stellt. Das Urteil schlagt direkt auf das Berliner Vergabegesetz
und seine Tarifklausel durch. Gleichzeitig hat bereits eine Abtei-
lung in Zehlendorf einen Antrag fiir den Landesparteitag auf
den Weg gebracht, der eine Anderung des Entsendegesetzes for-
dert. ®

Text und Antrag » www.spd-linke.de

WEITERE TERMINHINWEISE
FINDEN SICH AUF DER WEBSITE DER BL UNTER HTTP://WWW.SPD-LINKE.DE. FALLS DU SELBST TERMINE
VEROFFENTLICHEN WILLST, DIE FUR LINKE VON INTERESSE SEIN KONNEN, DANN SCHICKE DIE EINLADUNG BITTE
AN KONTAKT@SPD-LINKE.DE.
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kontakt

Impressum

Namentlich gekennzeichnete Beitrage geben ausschlieBlich die
Meinung der Autoren/ Autorinnen wieder. Herausgegeben wird
der Newsletter vom SprecherInnen-Rat der Berliner Linken:
ViSdP: Mark Rackles (Kontakt: Mark.Rackles@spd.de
Redaktionelle Zuschriften/ Anregungen/ LeserInnen-Briefe bitte
an: kontakt@SPD-Linke.de

Sprecherinnenrat der BL

Mark Rackles (Sprecher); Landeskassierer

Franziska Drohsel, JUSO-Bundesvorsitzende, LV-Mitglied
Alexander Goetz, LV-Mitglied, Kreisvorsitzender
Barbara Loth, stellv. Landesvorsitzende, BzStR’in

Dilek Kolat, MdA; LV-Mitglied; Kreisvorsitzende
Mechthild Rawert, MdB

Marc Schulte, stellv. Landesvorsitzender, BzStR

Die vollstéandige Liste aller Mitglieder des Ko-Kreises der Berli-
ner SPD-Linken findet sich auf unserer Homepage.

Sprecherinnenrat der PL

Dilek Kolat (Srecherin), MdA; stellv. Fraktionsvorsitzende
Christian Gaebler, MdA; Fraktionsgeschaftsfihrer

Frank Jahnke, MdA

Jutta Leder, MdA; stellv. Fraktionsvorsitzende

Sandra Scheeres, MdA

Stefan Zackenfels, MdA

Die Parlamentarische Linke (PL) stellt mit 27 Mitgliedern der
Fraktion (53 Abgeordnete) die Mehrheit der SPD-Fraktion im
Abgeordnetenhaus. Die Ubersicht der MdAs der PL findet sich
auf unserer Homepage.

Redaktionsschluss: 10.04.2008 Seite 13/ 13



http://www.spd-linke.de/
http://www.spd-linke.de/
mailto:kontakt@SPD-Linke.de
mailto:Mark.Rackles@spd.de

	PPP qualifiziert abgelehnt
	Der LPT hat sich nach langen bildungspolitischen Debatten dafür ausgesprochen, in Berlin das dreigliedrige Schulsystem zu überwinden. Es muss Ziel sozialdemokratischer Bildungspolitik sein, soziale Selektion im Bildungssystem zu verhindern und individuelle Förderung zu verbessern. Auch in unserem neuen Hamburger Grundsatzprogramm ist die Gemeinschaftsschule als Ziel verankert. Dort heißt es „Über Bildungswege und -chancen wird in unserem Bildungssystem zu früh entschieden.  Wir werben daher für ein System, in dem Kinder so lange wie möglich zusammen und voneinander lernen. Dies ist am besten zu erreichen in einer gemeinsamen Schule bis zur zehnten Klasse. Wir wollen längeres gemeinsames Lernen verbinden mit individueller Förderung. Erfahrungen aus anderen Ländern zeigen, dass dies nicht nur den Lernschwachen, sondern auch den Lernstarken zugute kommt. Nur so lässt sich die Abhängigkeit der Bildungschancen von der sozialen Herkunft aufbrechen.“ Da es sich um ein sehr grundlegendes Reformvorhaben handelt, hat sich die Koalition im Abgeordnetenhaus darauf verständigt die Gemeinschaftsschule in Berlin schrittweise einzuführen. Nach einer erfolgreichen Pilotphase, für die im Haushalt 22 Mio. Euro zur Verfügung gestellt geworden ist, soll im zweiten Schritt die Erweiterung kommen. Es nehmen an der Pilotphase zurzeit 11 Schulverbünde teil. Die PL unterstützt alle am Schulleben Beteiligten in ihren Engagement für den Erfolg der Pilotphase. Außerdem wird die Pilotphase wissenschaftlich begleitet und ausgewertet.

